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Motion Mitte-Fraktion

Anpassung der Organisationsstruktur

Antrag

1. Der Gemeinderat legt dem Parlament einen Vorschlag zur Anpassung des
Verwaltungsorganisationsreglements vor, welcher eine ausgewogenere und inhaltlich
kohärentere Verteilung der Aufgaben auf die Direktionen vorsieht.

2. Die Finanzkontrolle wird inhaltlich ganz oder teilweise dem Parlament oder seinen Kommissionen
unterstellt.

3. Der Gemeinderat legt dem Parlament seinen Vorschlag bis Januar 2019 vor.

Begründung

Die heutige Zusammenstellung der Direktionen weist einige Schwachstellen auf, die es jetzt zu
beheben gilt.

Die Zusammenstellung der Direktionen in der Könizer Verwaltung ist alles andere als optimal und
bedarf einer dringenden Überprüfung. Im Rahmen der Anpassung des
Verwaltungsorganisationsreglements sind insbesondere folgende Fragen zu prüfen:

* Die Direktionen sind auf deren Grösse hin zu überprüfen, mit dem Ziel eine ausgewogenere
Verteilung der Arbeitslast zu erreichen.

* Die Direktionen sind auf ihre inhaltliche und kohärente Zusammenstellung hin zu überprüfen
und zu optimieren.

* Die Finanzen sind zukünftig nicht mehr in der Präsidialdirektion anzusiedeln. Dies widerspricht
den Regeln der good governance.

* Die Finanzkontrolle ist aus Governancegründen inhaltlich dem Parlament zu unterstellen. Der
Gemeinderat prüft dazu verschiedene Varianten.

Aus Governancegründen ist insbesondere eine unabhängige Finanzkontrolle nötig. Als Revisionsorgan
muss sie von der Verwaltung und damit auch vom Gemeinderat unabhängig sein.

Zuständig für den Beschluss über die Organisation der Verwaltung ist gemäss
Verwaltungsorganisationsreglement das Parlament. Der Gemeinderat soll einerseits eine sorgfältige
Überprüfung der Organisation durchführen, anderseits sind Reorganisationsprojekte grundsätzlich so
rasch als möglich durchzuführen, um längere Phasen der Unsicherheit zu vermeiden. Die Frist von
Januar 2019 ist insofern angemessen.

Köniz, November 2017

7 ' ??*?
C?osü<?- ? Ä4

I?
?,=
y;7!;p' /??i -

13;'-y
J-i

7aN?]',, -"

3-
rtQJ«limtt-,, i'S

,<f, klÄQ



)?Z(,,
/

S;it?iiklviii»'.ia.iidsu Fiiilii
anlz

Postulat

Integration über Ausbildung & Beruf - Könizer Programm für Flüchtlinge,
Vorläufig Aufgenommenen und Sozialhilfe-Unterstützte

Vorstosstext

Der Gemeinderat wird beauftragt,

einen Bericht mitsamt Vorschlag vorzulegen, wie bestehende Angebote der Gemein-

de Köniz für die berufliche Integration sowohl im freiwilligen wie auch im gesetzli-

chen Rahmen gestärkt, ausgebaut oder mit anderen Angeboten oder Massnahmen

ergänzt werden können, damit im Bereich der Sozialhilfe (Sozialhilfe inkl. Asylsozial-
hilfe) wirkungsvollere Integrationsarbeit geleistet werden kann.

aufzuzeigen, welche Kosten und allenfalls Einsparungen für die Gemeinde aus allfäl-

ligen Massnahmen kurz- und langfristig resultieren und welche Wirkung dadurch zu-
sätzlich erzielt werden kann.

*

*

Begründung

Ende 2015 waren gemäss Statistiken des Staatssekretariats für Migration in der Schweiz rund 30
Prozent der Vorläufig Aufgenommenen (VA) erwerbstätig. Bei den anerkannten Flüchtlingen waren
es gut 21 Prozent. Während durchschnittlich 25 Prozent der VA nach zehn Jahren einer Erwerbstä-
tigkeit nachgehen, erreicht die Erwerbstätigkeit bei den Flüchtlingen 48 Prozent.

Daneben zeigen die Zahlen, dass in den ersten fünf bis sieben Jahren ab Einreichung des Asylgesuchs
gut 80 Prozent der Personen auf die Unterstützung der Sozialhilfe angewiesen sind. Nach sieben und
mehr Jahren sind es immer noch rund 35 Prozent.

Was die Situation der Sozialhilfe in Köniz betrifft, ist diese seit Jahren recht stabil. Insgesamt sind ca.
2380 Personen pro Jahr auf Leistungen der Sozialhilfe angewiesen (1200 - 1300 Dossiers).

Diesen Menschen mit wirkungsvollen Massnahmen die Integration in den ersten Arbeitsmarkt zu
ermöglichen, ist bereits heute eine Herausforderung. Und diese Aufgabe wird durch die Entwicklun-
gen im Asylbereich noch an Bedeutung gewinnen. Der Gemeinderats schätzt die Zusatzausgaben, die
(via Lastenausgleich zeitlich verzögert) ab ca. 2021-23 auf die Gemeinde zukommen werden, allein
aufgrund der aktuellen Herausforderung im Asylbereichl auf CHF 450"000.-2

Es ist unübersehbar, dass die Gesellschaft, die Politik und der Arbeitsmarkt - auch in Köniz - trotz der
bereits ergriffenen Massnahmen auf Bundes-, Kantons- und Gemeindeebene bislang nicht in der

1 Gemäss Jahresbericht 2016 der Gemeinde umfasst die Gruppe der Asylsuchenden und VA (ohne anerkannte Flüchtlinge)
per Ende Jahr 452 Personen, was gegenüber 2012 (296) eine Zunahme von 65.5% bedeutet.

2 Beantwortung GR vom 22.5.2Cll7 auflnterpellation ,,Integration von Flüchtlingen in der Gemeinde Köniz". Darin hält er
fest, dass bei Nettokosten von CHF 25a000 pro Dossier und Jahr Kosten von CH F 22,5 Millionen entstehen. Der Kanton wird
die Hälfte dieser Kosten tragen, die andere Hälfte wird von den Gemeinden getragen werden müssen. Somit wird der
Lastenausgleichsanteil der Gemeinde Köniz ca. CHF 450aOCl0 pro Jahr betragen (ca. 4% von 11.25 Millionen). Das ab ca.
2021, da die ersten 5 Jahre vom Bund direkt finanziert wird.



Lage gewesen sind, namentlich den Menschen im Asylverfahren eine würdige berufliche, familiäre
und persönliche Perspektive zu geben. Der Weg aus der Sozialhilfe in die finanzielle Selbständigkeit
führt über die Erwerbsarbeit. Stattdessen wird eine hohe Sozialhilfeabhängigkeit aufrechterhalten.
Es entstehen auf allen Ebenen, inkl. bei den Gemeinden, beträchtliche, zumindest teilweise ver-
meidbare Folgekosten. Und eine Gruppe von Menschen, die in jeder Hinsicht zurückbleiben.

Der Regierungsrat hat beschlossen, im Zusammenhang mit der jüngsten Revision der Asyl- und Aus-
ländergesetzgebung auf Bundesebene (inkl. der Bereitstellung von Integrations-Fördermitteln) den
Asyl- und Flüchtlingsbereich neu auszurichten. Dazu verabschiedete er im August 2016 eine entspre-
chende Strategie. Deren Umsetzung bedingt gesetzliche Anpassungen und erfolgt zeitlich gestaffelt
bis in das Jahr 2020. Auch im Sozialhilfebereich steht eine Revision an, die das Ziel verfolgt, die be-
rufliche Integration der Sozialhilfebezügerlnnen zu stärken. Schliesslich beabsichtigt die kantonale
Gesundheits- und Fürsorgedirektion, die Freiwilligenarbeit im Migrationsbereich zu stärken sowie
den Personalverleih für Sozialhilfebeziehende zu prüfen und zu fördern. Daneben soll der Fokus auf
die Personengruppe 50plus gerichtet werden.

Während wichtige Anpassungsprozesse in Gang gesetzt worden sind, sind zweckmässige und wir-
kungsvolle Lösungen von Seiten des Kantons jedoch keineswegs selbstverständlich und in absehba-
rer Zeit greifbar.

Insbesondere grosse Gemeinden und Städte sind eigentliche Integrationsmotoren, und sie können
mit ihrem Engagement viel zu kreativen Lösungen beitragen. Das gilt auch für Köniz. Solche Lösun-
gen liegen mittel- und langfristig auch im unserem eigenen Interesse - auch wenn dadurch gegebe-
nenfalls Kosten verursacht werden, die vorerst weder vom Bund noch vom Kanton via Lastenaus-
gleich abgedeckt werden können. Auf kantonaler Ebene stehen die Zeichen nach der Ablehnung des
Kredits für die Asylsozialhilfe 2016-2019 am 21. Mai 2017 und im Rahmen der Sozialhilfegesetzes-
Revision eher auf Abbau der bisherigen Leistungen. Eine mittelfristige Abwälzung der Kosten auf die
Gemeinden ist wahrscheinlich. Umso dringender soll Köniz, auf freiwilliger Basis, Massnahmen in
Ergänzung zu den bestehenden Angeboten ergreifen, um eine bessere Integration zu erwirken. Ob
die Menschen im Rahmen eines Asylvefahrens oder aufgrund des ordentlichen Familiennachzuges
in die Schweiz eingereist sind und in unserer Gemeinde leben, oder ob Einwohnerinnen und Ein-
wohner der Gemeinde Köniz auf Sozialhilfeleistungen angewiesen sind: Integrationsbedarf haben
alle, und dieser soll nicht aufgrund komplizierter Zuständigkeitsschranken nur ausgewählten Perso-
nengruppen offen stehen.

Eingereicht: 6. November 2017

Werner Thut
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